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Vorwort

Lüder Gerken

Die öffentliche Wahrnehmung der wirtschaftspoliti-
schen Positionen der christlichen Kirchen ist häufig ge-
prägt von den Teilen der kirchlichen Botschaft, die für
eine große Distanz zwischen Christentum und Ökono-
mie stehen. Geläufige Bibelzitate wie �Es ist leichter,
daß ein Kamel durch ein Nadelöhr gehe, als daß ein
Reicher ins Reich Gottes komme� (Markus 10,25) und
Schlagworte wie das von der �Option für die Armen�,
das der zunächst marxistisch inspirierten Theologie
der Befreiung entstammt oder Slogans aus den Spen-
denkampagnen kirchlicher Hilfswerke rücken im öffent-
lichen Bewußtsein die karitativen Elemente der christ-
lichen Botschaft einseitig in den Vordergrund. 

Zu wenig ist dagegen in der Öffentlichkeit die intensive
und durch profunde Sachkenntnis geprägte Auseinan-
dersetzung mit unserer Wirtschaftsordnung wahrge-
nommen worden, die den Kirchen neben der morali-
schen Autorität auch die fachlichen Voraussetzungen
dafür verschafft hat, eine gewichtige Stimme in der
gesellschaftlichen Diskussion um die Neugestaltung
unserer Wirtschafts-  und Sozialordnung zu sein.  

Es gibt wenige Akteure in unserem Land, die einerseits
über die institutionellen und fachlichen Voraussetzun-
gen verfügen, die wirtschaftspolitische Diskussion zu
bereichern, und andererseits weder parteipolitischen
Zwängen unterworfen noch als Interessengruppen
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dem Vorwurf ausgesetzt sind, mit ihren Diskussions-
beiträgen vor allem den Schutz eigener Besitzstände
anzustreben. Ihre Glaubwürdigkeit ist für die Kirchen
als unabhängige Instanz eine Chance. Die Stiftung
Marktwirtschaft hält es vor diesem Hintergrund für
wichtig, von wirtschaftspolitischer und wirtschaftswis-
senschaftlicher Seite mit den Kirchen in den Dialog zu
treten und sich intensiver mit den wirtschaftspoliti-
schen Stellungnahmen von Katholiken und Protestan-
ten auseinanderzusetzen. 

Einen Beitrag dazu soll der vorliegende Band leisten.
Matthias Meyer beschreibt und bewertet als Kenner
katholischer wirtschafts- und sozialpolitischer Gremien
den Diskussionsstand auf kirchlicher Seite. Er tut dies
jedoch nicht aus einer innerkirchlichen, sondern aus
einer ordnungspolitischen Perspektive und verschafft
so auch denjenigen Zugang zu den Diskussionsbeiträ-
gen der Kirchen, die sich selbst nicht dem christlichen
Weltbild verpflichtet fühlen, die Kirchen also mehr als
einen gesellschaftlichen Akteur denn als den Ort welt-
anschaulicher Orientierung ansehen. 

Matthias Meyer zeigt, wie ordnungspolitisches Denken
generell und gerade auch die Ordnungskonzeption der
sozialen Marktwirtschaft in der katholischen und evan-
gelischen Soziallehre zunehmend Raum gewonnen
hat. Ich verstehe dies weniger als eine einseitige
inhaltliche Korrektur der kirchlichen Soziallehre denn
als ein Ergebnis eines produktiven interdisziplinären
Dialogs. Die Begründer der Freiburger Schule waren
christlich geprägte Ökonomen und Juristen. Ihre
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Vorstellungen einer gottgewollten Ordnung (�Ordo�)
verbanden christliche Werteorientierung und den
wissenschaftlichen Kenntnisstand ihrer jeweiligen
Fachdisziplinen. Die von ihnen entwickelte und von
vielen christlichen Ökonomen seither vertretene
Ordnungskonzeption wurde kirchenamtlich jedoch
zunächst nicht geteilt. In theologischen Kreisen stand
man der sozialen Marktwirtschaft anfangs eher kritisch
gegenüber. Erst nach einem langen Weg zwischen
Kapitalismus und Sozialismus � bei gleicher Distanz
zu diesen beiden ordnungspolitischen Polen � haben
sich die Kirchen der sozialen Marktwirtschaft zuge-
wandt, die versucht, staatliche Rahmenordnung einer-
seits und freiheitliche, eigenverantwortliche Gestaltung
der Wirtschaftsbeziehungen andererseits zu vereinen. 

Daß die Kirchen vermehrt auf die Ergebnisse ökono-
mischer Forschung zurückgegriffen und sich vor einer
interdisziplinären Auseinandersetzung nicht gescheut
haben, hat zu einer wertvollen Weiterentwicklung der
kirchlichen Soziallehre geführt � wertvoll gerade auch
aus einer ökonomischen Perspektive: Die Wirtschafts-
wissenschaft orientierte sich lange Zeit am sehr
begrenzten Menschenbild des �homo oeconomicus�
und ignorierte weitgehend Erkenntnisse anderer
Sozialwissenschaften. Das Ergebnis war eine teilweise
unproduktive Modellbildung ohne empirischen Bezug,
die erst in jüngerer Zeit durch interdisziplinäre Arbeiten
mit Soziologen und Psychologen wieder überwunden
wurde. Die Kirchen dagegen haben an ihrem differen-
zierten Menschenbild festgehalten und so die Fehlent-
wicklung vermieden, den Menschen und deshalb auch
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die Zwecke seines wirtschaftlichen Handelns auf eine
Nutzenskala zu reduzieren. 

In der aktuellen Diskussion um die Reform der sozialen
Sicherungssysteme kann die christliche Soziallehre
wichtige Impulse geben, gerade auf der Grundlage des
genannten, differenzierten Menschenbildes: Soziale
Sicherung als Ausdruck zwischenmenschlicher Solida-
rität darf den Hilfeempfänger nicht entmündigen, ihm
Freiheit und Eigenverantwortung nicht nehmen. Im
Unterschied zu gewerkschaftlichen Interessenvertretern
betonen die Kirchen nicht nur die Teilhabe aller am
gesellschaftlichen Wohlstand, sondern auch den Subsi-
diaritätsgedanken. Sie messen daher soziale Sicherung
auch daran, inwieweit sie die betroffenen Menschen zu
einem eigenverantwortlichen Handeln befähigt. Markt-
wirtschaftliche Lösungen spielen daher im kirchlichen
Diskurs eine wesentlich größere Rolle als bei Vertretern
der traditionellen, alimentierenden Sozialpolitik. 

Matthias Meyer weist allerdings zu Recht auch auf
Kritikpunkte an der Soziallehre der Kirchen hin, die aus
ordnungspolitischer Perspektive anzumerken sind: Zum
einen verliert sich die ordnungspolitische Klarheit, wenn
es um konkrete politische Maßnahmen und Instrumente
geht � hier stoßen die Kirchen auf ähnliche
Schwierigkeiten wie sie auch für politische Akteure
bestehen. Matthias Meyer arbeitet dies anhand aktuel-
lerer kirchlicher Verlautbarungen heraus. 

Zum anderen würde man sich als Ordnungspolitiker
von den Kirchen wünschen, daß sie die sich selbst
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zugewiesene Rolle bei der Formulierung von Wertvor-
stellungen in der Gesellschaft in einer Art und Weise
wahrnehmen, die der ordnungspolitischen Bewälti-
gung von Strukturwandel, demographischen Verände-
rungen und technologischem Wandel dienlich ist.
Schließlich beschreibt das Stichwort von der sozialen
�Einbettung� des Ökonomischen nicht nur die
Interdependenz von Wertvorstellungen, gesellschaft-
lichen Strukturen und politischer Ordnung einerseits
und der Wirtschaftsordnung andererseits, sondern
auch den Zusammenhang von ordnungspolitischen
Reformen und gesellschaftlichem Wertewandel.
Letzteres bezeichnet das Memorandum Mehr Betei-
ligungsgerechtigkeit, das 1998 im Auftrag der
Kommission für gesellschaftliche und soziale Fragen
der Deutschen Bischofskonferenz erstellt wurde, als
�mentalen Schlüssel zu ordnungspolitischen Refor-
men�. Daß Reformen zur Umsetzung von Genera-
tionengerechtigkeit und Nachhaltigkeit in Deutschland
kaum mehrheitsfähig sind und daß � anders als in
anderen europäischen Staaten � ein im Konsens der
Tarifparteien vereinbarter Modernisierungspfad für den
Arbeitsmarkt in Deutschland nicht möglich ist, läßt
Rückschlüsse auf die ethischen Rahmenbedingungen
zu, konkret auf die brüchige gesellschaftliche Basis der
sozialen Marktwirtschaft. Denn wenn die Anpassung
der Regelordnung an neue gesellschaftliche Heraus-
forderungen nicht gelingt, ist die soziale Marktwirt-
schaft zum Scheitern verurteilt. 

Ich möchte es � als Wunsch, vielleicht auch als Auftrag
an die Kirchen � so formulieren: Als Pendant zu den
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ordnungspolitischen Reformen, die zu entwickeln und
voranzutreiben eines der Ziele der Stiftung Markt-
wirtschaft ist, wäre die Entwicklung einer �Ethik des
Wandels� erforderlich, die unserer Gesellschaft
Orientierung gibt für die möglichst konfliktarme
Gestaltung von Transformationsprozessen in der
Wirtschaftsordnung.  
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Kirchen und soziale Marktwirtschaft:
Eine ordnungspolitische Perspektive

Matthias Meyer

1 Einleitung

Die übergeordneten Ziel- und Wertvorstellungen der
Ordnungskonzeption �soziale Marktwirtschaft� werden
klassischerweise in Anlehnung an Walter Eucken mit
Freiheit, Frieden, soziale Gerechtigkeit und soziale
Sicherheit sowie allgemeine Wohlstandsmehrung
übersetzt. Diese Wert- und Zielvorstellungen entstam-
men der Tradition des christlichen Abendlandes, wur-
den durch das Christentum begründet und vertieft.
Viele Gründerväter der sozialen Marktwirtschaft � wie
Franz Böhm, Constantin von Dietze, Alfred Müller-
Armack, Wilhelm Röpke � handelten aus christlicher
Überzeugung heraus oder waren sich dieser zumin-
dest bewußt.1

Auf der anderen Seite haben die Kirchen den regulie-
renden und konstitutiven Faktoren der Ordnungskon-
zeption �soziale Marktwirtschaft� lange Zeit mit Skepsis
gegenüber gestanden und statt dessen nach einem
Weg zwischen Kapitalismus und Sozialismus bei
gleichzeitiger Äquidistanz zu beiden ordnungspoliti-
schen Polen gesucht. Aus ordnungspolitischer Sicht
stellt sich also die Frage, welche wirtschaftspolitischen
Vorstellungen den kirchenoffiziellen Äußerungen zu-
grunde liegen. Wie lassen sich die sozialethischen Er-
klärungen ordnungspolitisch einordnen und bewerten?
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Diese Fragen sollen in drei Schritten beantwortet wer-
den. 

In einem ersten Schritt geht es um das gesellschafts-
politische Selbstverständnis der Kirchen (Abschnitt 2).
Wenn sich die Kirchen zu gesellschafts- und wirt-
schaftspolitischen Fragen äußern: Worauf zielen diese
Äußerungen ab? Von welchem Selbstverständnis sind
sie getragen? In einem zweiten Schritt soll anhand der
konstitutiven und regulierenden Elemente der Ord-
nungskonzeption der sozialen Marktwirtschaft (als ide-
altypisches Modell) eine Einordnung der kirchlichen
wirtschaftsordnungspolitischen Vorstellungen in einen
bipolaren ordnungstheoretischen Ansatz versucht wer-
den (Abschnitt 3). Schließlich sollen Entwicklungen in
den wirtschaftspolitischen Vorstellungen der Kirchen
angedeutet und bewertet werden, die vor allem die
Herausforderungen reflektieren, vor denen das bun-
desdeutsche Gesellschaftsmodell in seiner tatsächli-
chen Ausformung � und nicht als idealtypisches Kon-
strukt � steht (Abschnitt 4). Der letzte Abschnitt faßt
abschließend zusammen. 

2 Sozialverkündigung der Kirchen 
und Ordnungspolitik

Während ordnungspolitische Konzeptionen vor allem
die materiellen Voraussetzungen im Blick haben, die
der Mensch zum Leben benötigt, steht bei der christli-
chen Soziallehre mit dem Personalitätsprinzip die Wür-
de des Menschen im Vordergrund. Die Soziallehre bei-
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der christlichen Konfessionen ist nicht als wirtschafts-
politische Konzeption entworfen worden � die Kirchen
betreiben keine Ordnungspolitik. Die Kirchen ent-
wickeln so explizit auch keine konstitutiven und regu-
lierenden Prinzipien im Sinne Euckens, aus denen sich
eine konkrete Wirtschaftsordnung deduzieren ließe.

Sie nehmen aber Stellung zu grundlegenden Zielen
des Gesellschafts- und Wirtschaftslebens, machen
hierzu normative Aussagen und befassen sich mit
Fragen der Umsetzung und Ausgestaltung der Wirt-
schafts- und Gesellschaftsordnung. Soziallehre wird
damit zum Dialogpartner der Wirtschaftsordnungs-
politik. Wo es um konkrete Problemlagen mit Blick auf
den Arbeitsmarkt oder in der Rentenpolitik geht, versu-
chen sie auch Konkretisierungen sozialethischer und
ordnungspolitischer Aussagen in Richtung Wirtschafts-
prozeßpolitik. Ihre eigentliche und primäre Zielrichtung
besteht allerdings � mit den Worten Walter Euckens �
in den �übergeordnete Ziel- und Wertvorstellungen�,
die eine Wirtschaftsordnung tragen (müssen).

2.1 Die kirchenamtliche 
Sozialverkündigung

Die beiden großen christlichen Kirchen in Deutschland
nehmen entweder gemeinsam in Erklärungen oder
einzeln auf der Basis der durch ihre für gesellschafts-
politische und soziale Fragen zuständigen Gremien
vorbereiteten Papiere zu allgemeinen gesellschaftspo-
litischen und auch zu spezielleren sozial- und wirt-
schaftspolitischen Fragen Stellung. 

17



Gemeinsam veröffentlichten die Kirchen 1997 das
Gemeinsame Wort zur wirtschaftlichen und sozialen
Lage in Deutschland, 1998 eine Stellungnahme zur
Verschuldungsproblematik von Entwicklungsländern
oder im Juni 2000 eine Erklärung zur Bedeutung der
Generationengerechtigkeit in der Alterssicherung �
also mit Blick auf die Diskussion um die Rentenreform. 
Von evangelischer Seite hat es beispielsweise 1991
eine Denkschrift über das �Wirtschaftliche Handeln in
Verantwortung für die Zukunft� mit dem Titel Gemein-
wohl und Eigennutz gegeben. Auf katholischer Seite
hatte 1998 � kurz nach dem Regierungswechsel �  ein
von der fachlich zuständigen Kommission berufener
Expertenkreis in einem Memorandum Mehr Beteili-
gungsgerechtigkeit �Neun Gebote für die Wirtschafts-
und Sozialpolitik� veröffentlicht und damit nicht nur
innerkatholisch für kontroverse Auseinandersetzungen
gesorgt.

Für die römisch-katholische Kirche sind mit Blick auf
die Sozialverkündigung die lehramtlichen Äußerungen
in Form verschiedener �Sozialenzykliken� von beson-
derer Bedeutung. Die katholische Soziallehre ist einer-
seits ein �Gefüge offener Sätze� und andererseits zeit-
bezogen und setzt so immer an konkreten Frage-
stellungen an. So setzt sich die Enzyklika Rerum
novarum (1891) mit der veränderten Situation des
Arbeiters in einer industriellen Gesellschaft auseinan-
der (Lohngerechtigkeit, Koalitionsfreiheit, Notwendig-
keit von Interventionen des Staates in die Wirtschaft).
Die Enzyklika Quadragesimo anno (1931) fordert vor
dem Hintergrund der Massenarbeitslosigkeit in der
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Weltwirtschaftskrise eine deutliche Unterscheidung
zwischen einem kapitalistischen Wirtschaftssystem,
das bei aller notwendigen Korrektur gerechtfertigt und
akzeptabel ist, und einer (gegebenenfalls daraus ent-
stehenden und negativ zu wertenden) kapitalistischen
Gesellschaftsordnung (QA Nr. 101). Vielfach ist daraus
die Forderung einer Umgestaltung des Wirtschafts-
systems im Sinne eines eigenständigen �dritten
Weges� zwischen Sozialismus und Kapitalismus abge-
leitet worden, dessen Kernstück die Schaffung einer
berufsständischen Ordnung, eine Regulierung des
Wirtschaftslebens durch öffentliche Selbstverwal-
tungskörperschaften sein sollte. Der Grundsatz der
Subsidiarität wurde in dieser Enzyklika entwickelt. 

In den folgenden Jahrzehnten wurde von den Päpsten
eine Reihe von Sozialenzykliken veröffentlicht.
Populorum progressio (1967) beschäftigt sich mit der
Problematik der Entwicklungsländer und zeichnet sich
durch einen stark anti-liberalistischen Grundtenor aus.
Mehrere Enzykliken zielen auf die Würde des arbei-
tenden Menschen. Sie lehnen es ab, das Verständnis
von menschlicher Arbeit auf ihre Eigenschaft als
Produktionsfaktor zu reduzieren. Mater et magistra
(1961) betont aber auch den Vorrang der
Privatinitiative im Wirtschaftsleben vor staatlichen
Eingriffen. Mit dieser Enzyklika ist der Ordo-Gedanke
der katholischen Soziallehre verankert. Pacem in terris
(1963) bezieht ausdrücklich die individuell konzipierten
Menschenrechte, zu denen explizit auch die wirt-
schaftlichen Grundrechte gehören, zum Beispiel
Berufsfreiheit, Unternehmerfreiheit und Koalitions-
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freiheit, in die Soziallehre ein. Mit der Pastoral-
konstitution Gaudium et spes erkennt die Soziallehre
die relative Autonomie der einzelnen Sachbereiche der
Gesellschaft (zum Beispiel der Wirtschaft) an.
Laborem exercens (1981) betont die Bedeutung von
Vermögensbildung in Arbeitnehmerhand und Mitbe-
stimmung und erneuert die Kritik sowohl am Libera-
lismus als auch am Sozialismus. Sollicitudo rei socialis
(1987) beklagt die wachsenden Ungleichheiten und
Ungerechtigkeiten in der Weltwirtschaft und betont die
besondere Verantwortung der Industrieländer. 

Die Sozialenzyklika Centesimus Annus (1991) ent-
stand vor dem Hintergrund des Zusammenbruchs der
zentralverwaltungswirtschaftlichen Systeme im Osten
Europas und vollzieht eine (vorsichtige aber substanti-
elle) Abkehr von der bisherigen kritischen Beurteilung
des Marktprinzips hin zur Bejahung des marktwirt-
schaftlichen Ordnungssystems, sofern es �die grundle-
gende und positive Rolle des Unternehmens, des
Marktes, des Privateigentums und der daraus folgen-
den Verantwortung für die Produktionsmittel, die freie
Kreativität des Menschen im Bereich der Wirtschaft
anerkennt� (CA Nr. 42), dem Sozialstaatsprinzip die
Rolle eines regulativen Prinzips der Wirtschaftsord-
nung einräumt und die wirtschaftliche Freiheit �in eine
feste Rechtsordnung eingebunden ist, die sie in den
Dienst der vollen menschlichen Freiheit stellt� (ebd.).

Erklärungen der Bischofskonferenzen verschiedener
Länder dienen der Anwendung und Präzisierung der
lehramtlichen Dokumente im Hinblick auf regionale
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oder national bedeutende Fragestellungen. Demge-
genüber bietet die evangelische Kirche aufgrund ihres
eigenen Kirchenverständnisses ein vergleichsweise
uneinheitliches Bild. Sie kennt keine Instanz, die für die
Gläubigen und Mitarbeiter eine verbindlich-orientieren-
de � in diesem Fall sozialethische � Position vorgibt.
Mit Blick auf die Bundesrepublik wird die größere
Übersichtlichkeit des Katholischen allerdings durch
das vielschichtige katholische Verbandswesen er-
gänzt, das in seinen gesellschaftspolitischen Ausrich-
tungen einen großen Teil der in der Gesellschaft
vertretenen Meinungen und Positionen widerspiegelt. 

Viele Differenzierungen in Positionen und Entwick-
lungen wären zwischen katholischer und evangeli-
scher Kirche, aber auch innerhalb der beiden Kirchen
möglich. Bei der Auswertung kirchlicher Äußerungen
erfolgt eine Beschränkung auf einschlägige
Dokumente des Kirchenamtes der Evangelischen
Kirche in Deutschland (EKD), der Deutschen Bi-
schofskonferenz bzw. des römischen Lehramtes. Es
soll ein Gesamtbild der ordnungspolitischen Vorstell-
ungen der Kirchen gezeichnet werden, so daß Diffe-
renzierungen zwischen den katholischen und evange-
lischen Positionen nur dort vorgenommen werden, wo
dies unumgänglich erscheint. Mögliche innerkirchliche
Differenzierungen werden nicht vorgenommen.
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2.2 Sozialethische Prinzipien als 
übergeordnete Ziel- und 
Wertvorstellungen 

Die ordnungspolitisch relevanten Prinzipien der christ-
lichen Sozialethik bestehen aus dem Personalitäts-
prinzip als ontologischem Grundsatz (und als dessen
Komplement dem Gemeinwohlprinzip) sowie aus dem
Solidaritätsprinzip, dem Prinzip der Subsidiarität und
dem Prinzip der Nachhaltigkeit als heuristische Grund-
sätze zur Beurteilung der in einer konkreten Gesell-
schaft vorhandenen Strukturen auf die Frage hin, ob
sie christlich-ethischen Ansprüchen gerecht werden.

a) Personalitätsprinzip

Das Personalitätsprinzip unterstreicht die unantastba-
re Würde und Freiheit der Person: Der Mensch muß �
so die Enzyklika Mater et magistra (oder auch GS Nr.
12�22) � �Träger, Schöpfer und das Ziel aller gesell-
schaftlichen Einrichtungen sein�. Letzter Maßstab von
Ordnung und gesellschaftlichen Institutionen ist damit
der Mensch selbst. Den gesellschaftlichen Gestal-
ungsformen hingegen ist lediglich eine instrumentelle
Funktion zugewiesen. Nach diesem Prinzip müssen
Wirtschaft und Gesellschaft so geordnet sein, daß
dabei das Wohlergehen der Menschen im Mittelpunkt
steht. Dabei kann Ordnung vor dem Hintergrund von
Effizienz- und Subsidiaritätsüberlegungen durch die
alternativen Koordinationsmechanismen Hierarchie
(staatliche Subordination) oder Markt (marktwirtschaft-
liche Koordination) hergestellt werden. Vor allem in
jüngeren Äußerungen wie dem Gemeinsamen Wirt-

22



schafts- und Sozialwort weisen die Kirchen in diesem
Zusammenhang immer wieder auf die Bedeutung zivil-
gesellschaftlicher Ressourcen hin und mahnen an, den
Dualismus von Markt und Staat zu überwinden (�neue
Sozialkultur�). Woraus diese Sozialkultur im einzelnen
besteht, ob sie als alternativer Koordinationsmecha-
nismus zu Markt und Staat ihren Platz erhält und wel-
che institutionellen Anreizmechanismen ihr zugrunde
liegen, erscheint noch nicht abschließend geklärt.

b) Solidaritätsprinzip 

Das Solidaritätsprinzip ist nach allgemeiner Auffassung
wohl das Zentrum der Soziallehre: �Es setzt bei der Per-
sonalität und Sozialität des Menschen zugleich an und
besagt wechselseitiges Verbundensein und Verpflichtet-
sein� (Höffner, 1997, S. 47). Im Zentrum dieses Prinzips
steht die Solidarität als Option für das Gemeinwohl und
die Vorrangstellung der aktuell am meisten Benach-
teiligten. �Das grundlegende moralische Kriterium für
alle wirtschaftlichen Entscheidungen, politischen Maß-
nahmen und Institutionen ist dieses: sie müssen allen
Menschen dienen, vor allem den Armen� (US-Wirt-
schaftshirtenbrief 1986). Das Modell einer reinen Wett-
bewerbswirtschaft ist nach Meinung der Kirchen hiermit
nicht vereinbar. Wenn sich allerdings eine ordnungspo-
litische Grundüberzeugung durchsetzt, die neben der
Nutzung der Produktivitäts- und Effizienzpotentiale des
Wettbewerbs auch den sozialen Ansprüchen derjeni-
gen, die nicht leisten können, durch gezielte soziale
Abfederungs- und Förderungssysteme Rechnung trägt,
dann entspricht dies der Linie des Solidaritätsprinzips. 
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c) Subsidiaritätsprinzip 

Subsidiarität ist treffend übersetzt worden mit:
Kompetenzanerkennungsprinzip, Vorrang für Eigen-
verantwortung und Eigeninitiative. Dieses ordnungspo-
litische Bauprinzip weist den übergeordneten gesell-
schaftlichen Steuerungsinstanzen nur dann eine
Funktion zu, wenn sie kompetenter und effizienter
agieren als die sich von unten aufbauenden Einheiten
in ihrer Eigenfunktion. Diese größeren sozialen
Einheiten werden allerdings dann in die Pflicht genom-
men, wenn die einzelnen beziehungsweise die kleinen
Gruppen überfordert sind und ihre Grundbedürfnisse2

nicht befriedigen können. Die Zukunftsfähigkeit, die
Produktivität und nicht zuletzt die humane Gestalt ei-
ner Gesellschaft hängen davon ab, daß immer zuerst
die Eigenfunktion des einzelnen Menschen, der sozia-
len Gruppe, der Region respektiert, bewahrt und ge-
stärkt wird. Die Betätigung der größeren sozialen Ein-
heit ist deshalb in erster Linie als Unterstützung, als
Hilfestellung für die kleinere, konkret überforderte
Einheit zu verstehen: �Die beste Gemeinschaftshilfe ist
die Hilfe zur Selbsthilfe� (Nell-Breuning 1965). Fremd-
hilfe ist danach nur dann einzusetzen, wenn Gemein-
schaftshilfe zur Selbsthilfe nicht möglich ist oder nicht
ausreichen würde. 

Nach christlicher Auffassung baut eine �gerechte
Gesellschaft� gleichermaßen auf den beiden sich er-
gänzenden Prinzipien der Solidarität und der Subsidia-
rität auf. Die christliche Soziallehre kennt in der Tradi-
tion des Aristoteles verschiedene Formen von Gerech-
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tigkeit (die iustitia distributie, legalis und commutativa),
wobei diese im Laufe der neuzeitlichen Entwicklung
weiter differenziert wurden. Die ordnungspolitisch rele-
vanten Gerechtigskeitsformen sind die Leistungsge-
rechtigkeit (nach Höffe (1986, 905): �die Chance, im
Wettbewerb mit anderen sich eine den eigenen Fähig-
keiten und Anstrengungen entsprechende Stellung zu
erwerben, die durch allgemeine und für alle gleich gel-
tende Regeln gesichert ist�), die Bedarfsgerechtigkeit
(Höffe: �einen gleichen Anspruch aller auf eine
Grundausstattung mit bestimmten materiellen und
immateriellen Gütern..., deren jeder für ein menschen-
würdiges Dasein bedarf�), die Verteilungsgerechtigkeit
(die auf die Korrektur der marktwirtschaftlichen Ergeb-
nisse in Form einer sekundären Einkommensver-
teilung abzielt und eine je nach Standpunkt unter-
schiedlich gewichtete Mischung von Bedarfs- oder
Leistungsgesichtspunkte berücksichtigt) sowie die Be-
teiligungsgerechtigkeit (die auf den Abbau der struktu-
rellen Ursachen für den Mangel an Teilhabe an gesell-
schaftlichen und wirtschaftlichen Prozessen zielt). 

Auch der vor allem von Wirtschaftsethikern stark rezi-
pierte Amerikaner John Rawls weist in seiner vielbe-
achteten �Theorie der Gerechtigkeit� (1971/1996) dar-
auf hin, daß Bedarfs- und Leistungsgerechtigkeit nicht
unabhängig voneinander gesehen werden dürfen: �Die
besondere Funktion der Gerechtigkeitsvorstellungen
ist ... die Festlegung ... der richtigen Verteilung, und
das hängt mit den Problemen der Effizienz, der
Koordination und der Stabilität zusammen� (ebd., 22).
Das zweite Gerechtigkeitsprinzip von Rawls (ebd.,
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81ff.) besagt, daß von jeder sozioökonomischen Un-
gleichheit der Nachweis allgemeiner Nützlichkeit aus-
gehen muß, die auch die Schlechtestgestellten einbe-
zieht. Soziale Ungleichheit ist somit erst einmal nicht
per se ungerecht. Dementsprechend gestattet dieses
Rawls'sche Prinzip �Ungleichheiten bei Einkommen,
Vermögen, Kompetenzen und Verantwortlichkeiten,
wenn eine gleichmäßigere Verteilung dieser Grund-
güter die am wenigsten Begünstigten schlechter stel-
len würde. Daher können zum Beispiel markt-
wirtschaftliche Anreize und die damit einhergehenden
Einkommensunterschiede soweit zulässig sein, als
eine stärker egalitäre Verteilung auch das Los der am
meisten Benachteiligten verschlechtern würde� (Kley
1993, 356). Ungleichheit ist dann mit dem Gerechtig-
keitspostulat vereinbar, wenn sie zum Vorteil aller ist �
etwa wenn sie die Verteilungsmasse für alle ver-
größert. Ungleichheit darf nach Rawls aber nicht die
Teilhabe an kulturellen Gütern und öffentlichen Ämtern
einschränken. Dann wäre sie unakzeptabel. Es ist vor
allem Rawls, der � bei aller philosophischen Raf-
finesse auch seiner jüngsten Fortführung der Theorie
der Gerechtigkeit �Politischer Liberalismus� (Rawls
1992) � immer wieder auf die einfache Wahrheit ver-
weist, wonach sich die Frage der Gerechtigkeit an der
Lage der Armen, Ausgegrenzten und Benachteiligten
entscheidet.

In den letzten Jahren ist versucht worden, das Nach-
haltigkeitsprinzip als eigenständiges sozialethisches
Prinzip zu verankern. Nachhaltigkeit kann sozial-
ethisch als Forderung verstanden werden, die Betei-
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ligungschancen der nachfolgenden Generationen in
den Fragen des Umgangs mit natürlichen Ressourcen,
von Bildung und Qualifikation, der Familie, der öffentli-
chen Haushalte sowie auch in dem Bereich von
Forschung und Entwicklung oder der Altenvorsorge zu
verbessern. Nachhaltigkeit meint also Solidarität, die
sich nicht nur auf die gegenwärtige Generation bezieht
(horizontal), sondern intergenerativ (vertikal) gedacht
wird. Ob das Nachhaltigkeitsprinzip sich eigenständig
oder doch eher als Form des Solidaritätsprinzips eta-
bliert, bleibt abzuwarten.

2.3 Abgrenzungen des 
ordnungspolitischen Standpunkts 
der Kirchen

Will man die wirtschaftspolitischen Vorstellungen der
Kirchen ordnungspolitisch differenziert einschätzen, so
müssen sie vor dem Hintergrund des bipolaren Ord-
nungsgsschemas von Eucken3 an einem (idealtypi-
schen) Bezugspunkt festgemacht werden. Im Sinne
der Eingangsüberlegungen soll dieser Bezugspunkt in
der Ordnungskonzeption der sozialen Marktwirtschaft
bestehen. 

Die beiden maßgeblichen Prinzipien, die die soziale
Marktwirtschaft von anderen Ordnungsvorstellungen
abgrenzen, sind 

a)   das Rechtsstaatsprinzip, das die Freiheit des ein-
zelnen (auf dem Markte, Wahlhandlungen, Ent-
scheidungen) gewährleistet und als Abgrenzung
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zur Ordnungskonzeption Zentralverwaltungswirt-
schaft dient und

b) das Sozialstaatsprinzip, welches der Tatsache
Rechnung trägt, daß Markt und Wettbewerb zwar
über den Marktpreismechanismus erst einmal
überhaupt die Interessen anderer Menschen be-
rücksichtigen, allerdings nur auf die Interessen
kaufkräftiger Nachfrager schauen und nicht auf die,
die am Marktgeschehen nicht teilnehmen oder
nicht mithalten können. Das Sozialstaatsprinzip
grenzt die Ordnungskonzeption �soziale Marktwirt-
schaft� zur Konzeption �freie Marktwirtschaft� ab.4 

Anhand dieser beiden abgrenzenden Prinzipien läßt
sich eine grobe Positionsbestimmung der christlichen
Soziallehre vornehmen. 

Die ordnungspolitische Bedeutung des Rechtsstaats-
prinzips liegt in der Gewährleistung und dem Schutz
individueller Grundrechte. Die Kirchen haben diese
Grundrechte nach einem schmerzlichen Prozeß der
Positionsfindung seit Beginn des vergangenen Jahr-
hunderts immer wieder eingefordert. Vor allem die
Ausführungen von Papst Johannes XXIII. (Pacem in
terris) weisen darauf hin, daß diese Rechte nicht nur
gegenüber dem Staat, sondern gegenüber jeder Art
von Machtausübung angemahnt werden müssen. Das
Rechtsstaatsprinzip verstanden als Schutz der Rechte
kleinerer Einheiten läßt sich zu einem guten Teil auch
aus dem Subsidiaritätsprinzip ableiten. 
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Das Sozialstaatsprinzip ergibt sich unmittelbar aus
dem Solidaritätsprinzip der christlichen Soziallehre.
Seit Rerum novarum ist es das Anliegen christlicher
Soziallehre, Wirtschaft und Gesellschaft menschen-
würdig und unter Verweis des Zueinanders von Indivi-
duen und Gemeinschaft solidarisch zu gestalten. Mit
der Benennung und Verknüpfung der Prinzipien Frei-
heit und soziale Gerechtigkeit als zentrale ethische
Prinzipien und der Begriffe �Marktmechanismus� und
�öffentliche Kontrolle� als Ordnungselemente zeichnet
der Papst in Centesimus annus bis in Einzelheiten die
ordnungspolitischen Grundlagen, gesellschaftspoliti-
schen Ziele und wirtschaftspolitischen Konsequenzen
einer sozialen Marktwirtschaft nach � ohne den Termi-
nus zu benennen. So liegt die Hauptaufgabe des
Staates in der Sicherung der individuellen Freiheit und
des Eigentums sowie in der Gewährleistung einer
stabilen Währung und leistungsfähiger öffentlicher
Dienste (CA Nr. 48).

Während sich die katholische Soziallehre implizit durch
ihr Bekenntnis zum Rechts- und Sozialstaatsprinzip
auf eine Wirtschaftsordnung festlegt, die als eine pri-
mär marktwirtschaftlich orientierte und sozial regulierte
Ordnungskonzeption bezeichnet werden kann, hat
sich im Unterschied hierzu die deutsche evangelische
Sozialethik über Jahrzehnte intensiv ausdrücklich mit
der Konzeption �soziale Marktwirtschaft� auseinander
gesetzt und sich gefragt, welche Bedingungen erfüllt
sein müssen, damit einer primär marktwirtschaftlich
orientierten Ordnung zugestimmt werden könne. Die
evangelische Denkschrift Gemeinwohl und Eigennutz
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zeichnet ein einheitlich positives Bild der untersuchten
Ordnungskonzeption:  �Christen können dem Weg der
sozialen Marktwirtschaft grundsätzlich zustimmen, weil
er zu der von ihrem Glauben gewiesenen Richtung des
Tuns nicht in Widerspruch tritt, vielmehr Chancen
eröffnet, den Impulsen der Nächstenliebe und der
Gerechtigkeit zu folgen� (1991, Nr. 172). Im
Gemeinsamen Wirtschafts- und Sozialwort beider Kir-
chen heißt es dann: �Eine Wirtschafts- und Sozialord-
nung kommt nicht ohne rahmengebende rechtliche
Normierungen und Institutionen aus ... Dieser Einsicht
hat das Konzept der sozialen Marktwirtschaft Rech-
nung getragen. Es wird ... erfolgreich praktiziert ... Die
Kirchen sehen im Konzept der sozialen Marktwirtschaft
weiterhin ... den geeigneten Rahmen für eine zukunfts-
fähige Wirtschafts- und Sozialpolitik� (GW Nr. 9).

2.4 Kirchliche Sozialverkündigung als 
Dialogpartner der Ordnungspolitik

Der Zusammenhang von Wirtschaftsprozeß-, Wirt-
schaftsordnungspolitik und der Ebene der übergeord-
neten Ziel- und Wertvorstellungen ist durch Beziehun-
gen der �Einbettung� (Marc Granovetter) gekennzeich-
net. Wirtschaftsprozeßpolitik (Instrumente und Maß-
nahmen) ist nur funktionstüchtig und in ihren konkreten
Maßnahmen möglichst konfliktfrei aufeinander ab-
stimmbar, wenn sie eingebettet ist in eine Wirt-
schaftsordnung. Die zentrale Aufgabe von Wirt-
schaftsordnungspolitik besteht darin, unter Rückgriff
auf eine ordnungspolitische Konzeption ein System
von allgemein akzeptierten und dadurch langfristig gül-
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tigen Zielen, Grundsätzen und Methoden zu schaffen,
die das Wirtschaftsgeschehen (Wirtschaftsprozeß)
gestalten. Die Idee einer Wirtschaftsordnung � zum
Beispiel die der sozialen Marktwirtschaft � ist nicht vor-
aussetzungslos: Die Wirtschaftsordnung einer
Gesellschaft ist ihrerseits nur vorstellbar und längerfri-
stig funktionstüchtig vor dem Hintergrund und in ihrer
Einbettung in einen Kanon übergeordneter Wert- und
Zielvorstellungen. Einer Untersuchung der Bertels-
mann-Wissenschaftsstiftung für den Club of Rome
zufolge hängt die Zukunftsfähigkeit einer Gesellschaft
davon ab, inwieweit sie gemeinsame Wertvorstellun-
gen aufbauen, erhalten und unterschiedliche Werthal-
tungen ihrer Bürger in übergeordnete Wertvorstellun-
gen integrieren kann. Das Fazit der Untersuchung:
Gelingt es nicht, einen Grundkonsens aufzubauen,
droht die Desintegration der Gesellschaft. Der Verfas-
sungsrechtler Ernst Wolfgang Böckenförde (1987,
937) hat � zunächst bezogen auf den demokratischen
Verfassungsstaat � auf eine zentrale Problematik und
gleichzeitig auf den zentralen Ansatzpunkt im
Selbstverständnis der Kirchen hingewiesen: Eine
Wirtschaftsordnung kann zwar nur längerfristig funktio-
nieren, das heißt ihre Aufgaben erfüllen, wenn sie auf
einem übergeordneten Grundkonsens basiert (zum
Beispiel über die Bedeutung von Freiheit und individu-
eller Anstrengung, über das Zueinander von Selbst-
verantwortung und sozialer Verantwortung, über die
Notwendigkeit von Subsidiarität und Solidarität, wenn
die nachgeordneten Einheiten zu schwach sind usw.),
sie kann diese Ziel- und Wertvorstellungen, in die sie
eingelagert ist, allerdings nicht selbst produzieren. Sie
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kann auch den Konsens über diese übergeordneten
Ziele und Werte, dessen Absicherung eine zentrale
gesellschaftliche Gestaltungsaufgabe ist, nicht herstel-
len. Der Vorsitzende der Deutschen Bischofskonfe-
renz, Karl Kardinal Lehmann (1999, 281) spitzt diesen
Gedanken zu: �Wir sprechen viel von ökonomischen
Rahmenbedingungen unserer Wirtschaft, aber wohl zu
wenig von den humanen und damit auch ethischen
Rahmenbedingungen gerade der sozialen Marktwirt-
schaft. Wirtschaft und Gesellschaft sind auf �Wertepro-
duzenten�, intermediäre Instanzen und Agenturen der
Konsensproduktion angewiesen.�

Dies ist ein zentraler Ansatzpunkt der Sozialethik der
Kirchen: Sie wollen Politik und auch Wirtschaftspolitik
durch die Verständigung auf gemeinsame Ziel- und
Wertvorstellungen konsensfähig und somit, wie es im
Gemeinsamen Wirtschafts- und Sozialwort heißt,
�möglich machen�. Durch die grundsätzliche Normie-
rung von sozialethischen Prinzipien wird die Sozial-
ethik zum Dialogpartner der Ordnungs- und zumindest
mittelbar auch der Prozeßpolitik, da eine stimmige
Prozeßpolitik ihrerseits angewiesen ist auf einen ord-
nungspolitischen Rahmen.
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3 Überprüfung der konstitutiven 
Faktoren und regulierenden 
Prinzipien der Ordnungskonzeption
�soziale Marktwirtschaft�

Bei der Analyse der kirchlichen Beurteilung der konsti-
tutiven Faktoren und regulierenden Prinzipien der
Ordnungskonzeption �soziale Marktwirtschaft� � also:
Privateigentum, individuelle Wahlhandlungsfreiheiten,
Wettbewerb, Gewährleistung eines freien Marktpreis-
mechanismus, Sicherstellung einer flexiblen stabilitäts-
und wachstumsorientierten Geldversorgung, soziale
Korrekturen marktwirtschaftlicher Ergebnisse, ökolo-
gisch bedingte Korrekturen und Gestaltungen markt-
wirtschaftlicher Prozesse � werden die Entwicklungs-
linien und -richtungen in den wirtschaftsordnungspoliti-
schen Vorstellungen der Kirchen deutlich.

3.1 Privateigentum

Aus den Denkschriften der EKD kann unter Bezug auf
die Sozialpflichtigkeit eine eindeutig positive Haltung
zur Institution des privaten Eigentums herausgelesen
werden: �Eigentum gehört zur Freiheit und zu den
Grundrechten des Menschen ... Die Güter der Erde als
von Gott gewährte Lebensgrundlage für alle Menschen
und alle Geschöpfe setzen dem Gebrauch von Eigen-
tum Grenzen, die heute neu bestimmt werden müs-
sen� (Gemeinwohl und Eigennutz, Nr. 130). Mit der
Feststellung, daß Umverteilung zunächst den Erwerb
und die Produktion der umzuverteilenden Güter durch
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Arbeit und Leistung voraussetzt, erkennt die Schrift
ökonomische Gesetzmäßigkeiten an. In den katholi-
schen Erklärungen hat sich die Beurteilung des
Privateigentums im Laufe der Jahrzehnte stark gewan-
delt. Während die frühen Enzykliken die Institution
Eigentum naturrechtlich begründen und verteidigen,
tritt mit der Pastoralkonstitution Gaudium et spes
(1965, Nr. 69-71) die Warnung vor den Gefahren des
Eigentums in den Vordergrund. Aus dem Nebenein-
ander von individuellem und sozialem Aspekt des
Privateigentums ist eine eindeutige Dominanz seiner
Sozialnatur geworden. Nach den negativen Erfah-
rungen mit vergesellschaftetem Eigentum ist die katho-
lische Kirche mit Centesimus annus (1991, Nr. 13) wie-
der zu einer eindeutigen Bekräftigung des Privateigen-
tums zurückgekehrt: �Der Mensch, der gar nichts hat,
was er �sein eigen� nennen kann, und jeder Möglichkeit
entbehrt, sich durch eigene Initiative seinen Lebens-
unterhalt zu verdienen, wird völlig abhängig von den
gesellschaftlichen Mechanismen und von denen, die
sie kontrollieren�. Die aktuelle katholische Soziallehre
bekräftigt die Bedeutung des Privateigentums, weil es
der individuellen Freiheit und der persönlichen
Initiative mehr Raum gibt. Probleme werden dann ge-
sehen, wenn das Eigentum über das �natürliche Maß�
hinaus nur zur persönlichen Bereicherung dient, wenn
es unproduktiv oder sogar mit dem Ziel der Unter-
drückung angehäuft wird. Vor dem Hintergrund der
ungleichen Verteilung von Privateigentum und Privat-
vermögen fordern die Kirchen im Wirtschafts- und
Sozialwort 1997 nicht nur völlig zu Recht � und wie seit
Jahrzehnten � die Vermögensbildung breiter Bevöl-
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kerungsschichten, sondern auch die Erstellung eines
Armuts- und Reichtumsberichtes, mit dem Ziel, auch
Reichtum �zum Thema der politischen Debatte� wer-
den zu lassen und die Sozialpflichtigkeit des Eigen-
tums zu stärken. Unter dem Gesichtspunkt der Min-
derung von Ungleichheit wird eine Heranziehung von
Vermögen zur Finanzierung gesamtstaatlicher Aufga-
ben �in angemessener Weise� (GW Nr. 220) gefordert
� ohne die institutionenökonomischen Anreizwirkun-
gen zu bedenken. Wenngleich neben der Armut in
gewisser Weise auch Reichtum als Fehlentwicklung
verstanden wird und Überlegungen der Verteilungsge-
rechtigkeit andere alternative Gerechtigkeitsüber-
legungen dominieren (zum Beispiel Leistungsge-
rechtigkeit oder auch die Bedeutung von Kapitalakku-
mulation für Investitionen und die Schaffung von
besseren Beteiligungschancen auf den Arbeitsmärkten
vor allem auch mit Blick auf den mittelständischen
Bereich der Wirtschaft), wird im Privateigentum doch
zweifellos ein zentraler Eckpfeiler des Gesellschafts-
modells gesehen: �Privateigentum und damit Privat-
vermögen sind konstitutive Elemente ... und dienen
der eigenen Daseinsvorsorge ebenso wie der gesamt-
wirtschaftlichen Kapitalbildung� (GW Nr. 215).

3.2 Individuelle Wahlhandlungsfreiheiten 

Mit der Betonung der Freiheit des Menschen �aufgrund
seiner Würde und seiner Rechte als Subjekt eigenver-
antwortlicher Lebensgestaltung� (Homeyer 1988, 4) ist
der Freiheitsbegriff fester Bestandteil christlicher
Sozialverkündigung. Die Rezeption des modernen
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Freiheitsbegriffs in der Theologie ist im katholischen
Raum vor allem Karl Rahner (1984) zu verdanken.
Freiheit wird allerdings immer verstanden als Freiheit
in Verantwortung gegenüber der Gemeinschaft. Schon
bei Martin Luther spielt die Freiheit in christlicher
Verantwortung eine zentrale Rolle: �Ein Christen-
mensch ist ein freier Herr über alle Dinge und niemand
untertan. Ein Christenmensch ist ein dienstbarer
Knecht aller Dinge und jedermann untertan�
(1520/1951, 96). In den Enzykliken Pacem in terris
(1963) und Mater et Magistra (1961) wird im wirt-
schaftlichen Bereich der Privatinitiative des einzelnen
�allein oder in vielfältiger Verbundenheit mit anderen�
(MM Nr. 51) Vorrang vor der Tätigkeit des Staates ein-
geräumt. Die individuellen Wahlhandlungsfreiheiten
werden in verschiedenen Schriften entweder aus-
drücklich (eher auf evangelischer Seite) oder implizit
(eher auf katholischer Seite) anerkannt und gut
geheißen. Neben dem Verständnis von Freiheit als
verantworteter und gemeinschaftlich rückgebundener
Freiheit mit der Betonung der daraus hervorgehenden
Pflichten wird wirtschaftliche Freiheit nur als ein
Element der Freiheit gesehen. �Wenn sie sich für auto-
nom erklärt ... wenn der Mensch nur mehr als
Produzent beziehungsweise Konsument von Gütern,
nicht aber als ein Subjekt gesehen wird, das produziert
und konsumiert, um zu leben, dann verliert sie ihre not-
wendige Beziehung zum Menschen, den sie schließ-
lich entfremdet und unterdrückt� (CA Nr. 39). 

Probleme hat vor allem die katholische Kirche bei der
Konsumentenfreiheit. Sie spricht vom �Phänomen des
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Konsumismus�: Läßt man sich nicht von einem Men-
schenbild leiten, das alle Dimensionen seines Seins
berücksichtigt, besteht die Gefahr, daß �man sich ...
direkt seinen Trieben unter Verkennung der Werte des
persönlichen Gewissens und der Freiheit [überläßt].
Daraus können Konsumgewohnheiten entstehen, die
objektiv unzulässig sind und nicht selten der körperli-
chen und geistigen Gesundheit schaden� (CA Nr. 36). 

Im Gemeinsamen Wirtschafts- und Sozialwort betonen
die Kirchen die Notwendigkeit der Absicherung der
individuellen Grundrechte durch staatliche Rahmen-
setzung: �Für den Staat bedeutet der Wert �Freiheit�
nicht nur eine Begrenzung seiner Einflußmöglichkeiten
und Eingriffsrechte... Eine Gesellschaft, die Freiheit als
´gebundene´ Freiheit versteht und die Würde des
anderen auch in den Marktbeziehungen achtet, wird
dieses Freiheitsverständnis durch umfassende Rah-
mensetzungen zum Ausdruck bringen� (GW Nr. 139).
Auch wenn in der Realität unserer Ordnungs-
konzeption oftmals ein Zuviel an Regulierungen �
allerdings nicht an ordnungspolitischer Konsequenz! �
besteht, ist das Verständnis von Freiheit als �verant-
wortete Freiheit�, die ihre Begrenzung dort erfährt, wo
sie die Rechte und die Freiheit anderer einschränkt, für
die Konzeption �soziale Marktwirtschaft� konstitutiv. 

3.3 Wettbewerb

In der christlichen Soziallehre werden seit Jahrhun-
derten das Monopol und der Monopolgewinn abge-
lehnt. Höffner (1997, 246f.) zitiert unter Rückgriff auf
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seine Ausarbeitung über �Wirtschaftsethik und Mono-
pole im 15. und 16. Jahrhundert� Kirchenlehrer der da-
maligen Zeit. �Die Monopolisten seien �Usurpatoren�,
da sie sich widerrechtlich zu Urhebern der Preise
machten (Franz Sylvius); sie unternähmen einen
�Angriff auf die allgemeine Freiheit�, da die Leute �durch
das Monopol gezwungen würden, einen höheren Preis
zu zahlen�, als es ohne Monopol der Fall wäre
(Cajetanus). Man solle die Monopolisten aus dem
Staate vertreiben, da sie schädlicher seien �als
Mißernten und Heuschrecken� (Johannes Medina).�

Auf der anderen Seite warnen eine Vielzahl von kirch-
lichen Schriften � zum Beispiel die Denkschrift der
EKD aus dem Jahre 1978 Leistung und Wettbewerb.
Sozialethische Überlegungen zur Frage des Lei-
stungsprinzips und der Wettbewerbsgesellschaft vor
den Auswirkungen von Leistung und Wettbewerb, die
�in sich allein noch keine ethischen Werte� darstellten
und für �ethisch vertretbare Ziele und Zwecke� er-
bracht werden bzw. genutzt werden sollten. 

Dem der Marktwirtschaft inhärenten Leistungs- und
Wettbewerbsprinzip soll nach diesen Vorstellungen ei-
ne �Ökonomie der Mitmenschlichkeit� an die Seite ge-
stellt werden. Ordnungspolitisch ist eine Verankerung
des Solidaritätsprinzips im Wettbewerb problematisch.
Der Wettbewerb könnte seinen Funktionen � effiziente
Ressourcenallokation, flexible Anpassung der Produk-
tionskapazitäten und Produktionsstrukturen an Daten-
änderungen (Strukturwandel), Durchsetzung des tech-
nischen Fortschritts, funktionale Einkommensvertei-
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lung � nicht nachkommen, wenn Konkurrenten in soli-
darischen Bezügen zueinander ständen. Auch wenn
es durch die funktionale Einkommensverteilung zu
großen Ungleichheiten kommt, die zum Beispiel die-
jenigen betreffen, die am Marktgeschehen nicht teil-
nehmen können, wäre es nach allen Erfahrungen pro-
blematisch, mit der in einer sozialen Marktwirtschaft
notwendigen sekundären �solidarischen� Einkom-
mens(um)verteilung unmittelbar beim Produktionspro-
zeß zu beginnen. Dies würde nach allen Erfahrungen
auf Kosten der institutionellen und ökonomischen An-
reizsysteme sowie zu Lasten der gesamtgesellschaftli-
chen Wohlfahrt gehen.

Wenn auch verschiedene Enzykliken sowie Gemein-
wohl und Eigennutz vor den Auswirkungen des unge-
zügelten Wettbewerbs im Sinne des Laisser-faire-
Liberalismus (�Manchester-Liberalismus�) warnen und
Wettbewerb als �Aufforderung an die Menschen, ihren
egoistischen Antrieben zu folgen� (Gemeinwohl und Ei-
gennutz Nr. 40) verstehen, fordern sie doch auch, die
Ermöglichung des �fairen� Wettbewerbs durch staat-
liche Ordnungspolitik zu gewährleisten, und unter-
streichen auch die positiven Auswirkungen des Wettbe-
werbs � warnen gar vor seiner Eliminierung: �Wo die
Privatinitiative des einzelnen fehlt, herrscht politische
Tyrannei; da geraten aber auch manche Wirtschafts-
bereiche ins Stocken; da fehlt es an tausenderlei
Verbrauchsgütern und Diensten, die zu erlangen in
besonderer Weise die Schaffensfreude und den Fleiß
der einzelnen auslöst und anstachelt� (MM Nr. 57).
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Wettbewerb fungiert somit letztlich auch aus kirchlicher
Sicht als Innovationsmotor und Entmachtungsinstru-
ment zur Verhinderung marktbeherrschender Stel-
lungen. Wettbewerb und Märkte veranlassen die Teil-
nehmer, die Interessen anderer Menschen überhaupt
erst zu berücksichtigen. Da die Orientierung am
Wunsch anderer Menschen grundsätzlich erst einmal
eine soziale Leistung bedeutet, haben Markt und
Wettbewerb positive ethische Konsequenzen
(Lehmann 1999). Wettbewerb stärkt nach Höffners
(1997) Auffassung die Eigeninitiative sowie die Wahl-
und Entscheidungsfreiheit und die Selbstverantwor-
tung des einzelnen, garantiert die gerechte Preisbil-
dung und fördert den Strukturwandel.

Damit nicht ein mächtiger Marktteilnehmer Preise dik-
tieren, manipulieren oder verzerren kann (und sie
anderen Menschen aufzwingen kann), müssen Märkte
einerseits durch eine Wettbewerbsordnung funktionie-
ren. Andererseits berücksichtigt der konstitutive Faktor
Wettbewerb nicht die Bedürfnisse der Menschen, die
nicht am Marktgeschehen teilnehmen oder dort auf-
grund ihrer geringen Kaufkraft in einem Maße ausge-
schlossen sind, daß es ihnen nicht möglich ist, ihre
Grundbedürfnisse zu decken. Daraus wird die Kor-
rektur der durch Markt und Wettbewerb hergestellten
Primärverteilung durch das Sozialstaatsprinzip abge-
leitet. Wann diese Pflicht zur staatlichen Umverteilung
allerdings greift, wie groß die aus dem Subsidiari-
tätsprinzip abgeleitete Bedeutung der Eigenverant-
wortung sein soll und ob staatliche Hilfe eher als Hilfe
zur Selbsthilfe (wie das Subsidiaritätsprinzip fordert)
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oder mehr im Sinne einer paternalistischen Rundum-
versorgung verstanden wird, darüber wird auch inner-
halb der Kirchen heftig diskutiert. Während sich bis in
das Gemeinsame Wirtschafts- und Sozialwort hinein
eine gewisse Dominanz von Verteilungsüberlegungen
feststellen läßt, betont das katholische Experten-
Memorandum Mehr Beteiligungsgerechtigkeit den Zu-
sammenhang von Eigenverantwortung und Solidarität.

Der konstitutive Faktor Wettbewerb wird von den
Kirchen mit Blick auf Effizienz und Bedürfnis-
befriedigung anerkannt. �Kein anderes gesellschaftli-
ches Ordnungsprinzip vermag derzeit besser den öko-
nomischen Ressourceneinsatz und die Befriedigung
der Konsumentenwünsche zu gewährleisten als ein
funktionierender Wettbewerb� (GW Nr. 142). Unter
dem realitätsnahen Verweis auf die Neigung von
Unternehmen, sich dem Wettbewerb durch verschie-
denartige Absprachen zu entziehen, verweisen sie auf
die Notwendigkeit einer staatlichen Rahmensetzung. 

Auf die Notwendigkeit der Überwindung struktureller
Wettbewerbsverzerrungen und Vermeidung vertragli-
cher Wettbewerbsbeschränkungen und die diesbezüg-
liche Verpflichtung des Staates zur Rahmensetzung
weist neben Gemeinwohl und Eigennutz (Nr. 69ff.)
auch Centesimus Annus in dem Abschnitt über die
Aufgaben des Staates (CA Nr. 48) hin: Er hat �das
Recht einzugreifen, wenn Monopolstellungen die
Entwicklung verzögern oder behindern�. Der implizite
Hinweis auf die Bedeutung des Strukturwandels für die
allgemeine Wohlfahrt zeigt das Verständnis marktwirt-
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schaftlicher Struktur- und Funktionszusammenhänge
in dieser jüngsten Sozialenzyklika. 

3.4 Gewährleistung eines freien 
Marktpreismechanismus 

In den jüngeren kirchlichen Schriften wird die Gewähr-
leistung eines freien Marktpreismechanismus mit Blick
auf seine Informations-, Lenkungs- und Kontroll-
funktion beschrieben und gewürdigt (Gemeinwohl und
Eigennutz 1991, Nr. 41). In Leistung und Wettbewerb
wird mit Hinweis auf die durch Unternehmenskonzen-
tration entstehende Marktmacht und den Einfluß der
Werbung festgestellt, �daß die Märkte nicht mehr von
den Wünschen der Verbraucher, sondern von den
Absatzwünschen der Produzenten bestimmt� (LW Nr.
92) würden und auch festgestellt, daß das �Prinzip der
privaten Preisbildung ... in weitesten Bereichen der Pro-
duktion öffentlicher Leistungen entfällt� (LW Nr. 108).
Diese Feststellungen sind keine Kritik am Marktpreis-
mechanismus, sondern weisen zu Recht auf das Pro-
blem von Wettbewerbsverzerrungen, die Notwendigkeit
der Herstellung von Markttransparenz sowie auf die
Aufgabe hin, diejenigen Leistungen, die durch staatliche
Subordination erstellt werden, kritisch zu durchforsten. 

Quadragesimo anno geht noch von der Existenz von
�richtigen� ethisch abgeleiteten Verhältnissen von
Löhnen und Preisen aus (QA Nr. 75). Populorum pro-
gressio stellt ohne Bezug auf einen bestimmten
Gerechtigkeitsbegriff fest: �Die Preise, die sich frei auf
dem Markt bilden, können ganz verderbliche Folgen
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haben ... Der freie Austausch von Gütern ist nur dann
recht und billig, wenn er mit den Folgerungen der
sozialen Gerechtigkeit übereinstimmt� (PP Nr. 58f.). Es
wird auf die Gefahr �wilder Spekulationen� hingewie-
sen, die die �Berechnungen ernsthafter Wirtschaftler�
durchkreuzen (QA Nr. 132). Hintergrund sind die
Erfahrungen der Weltwirtschaftskrise; allerdings ist vor
dem Hintergrund der aktuellen Erfahrungen mit den
Band-Waggon-Effekten bei Zu- und Abflüssen von
Investitions- und Finanzkapital die Problematik �wilder
Spekulationen� auch heute wieder aktuell, so beispiels-
weise Paul Krugman (2000) oder Thomas Friedman
(1999). Centesimus Annus stellt unmißverständlich
fest, daß der freie Markt das wirksamste Instrument der
Bedürfnisbefriedigung und der effizienten Ressourcen-
verwendung ist (CA Nr. 34, 43), wenn auch vor der
�Vergötzung des Marktes� gewarnt wird, der die
�Existenz von Gütern ignoriert, die ihrer Natur nach
weder bloße Waren sind noch sein können� (CA Nr. 40)
und auf die schon oben behandelte Problematik derje-
nigen hingewiesen wird, die keine Kaufkraft für die
Befriedigung ihrer Grundbedürfnisse haben.

3.5 Sicherstellung einer flexiblen 
stabilitäts- und wachstumsorientierten 
Geldversorgung 

Über die Bedeutung der Sicherstellung einer flexiblen
stabilitäts- und wachstumsorientierten Geldversorgung
ist man sich kirchlicherseits einig. Das Gemeinsame
Wirtschafts- und Sozialwort (GW Nr. 149, 235 mit
Bezug auf die Europäische Wirtschafts- und Wäh-
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rungsunion), Centesimus Annus (Nr. 48: �Die Wirt-
schaft setzt ... eine stabile Währung voraus�) sowie
auch recht ausführlich verschiedene Schriften von
evangelischer Seite gehen sowohl auf die Bedeutung
der Preisniveaustabilität als auch auf die ethisch
höchst bedenklichen Auswirkungen der Inflation ein.

3.6 Soziale Korrektur 
marktwirtschaftlicher Ergebnisse

Die soziale Korrektur marktwirtschaftlicher Ergebnisse
nimmt naturgemäß einen breiten Rahmen in kirch-
lichen Stellungnahmen ein. Dies muß hier nicht aus-
führlich dokumentiert werden. Interessant ist, daß bei
aller Betonung der Notwendigkeit sozialer Korrektur
durch sozialstaatliches Engagement doch Verschiebun-
gen stattgefunden haben. Die Kirchen orientieren sich
implizit offenbar immer stärker an dem Leitbild einer
Ordnungskonzeption �soziale Marktwirtschaft�, das
durch ein ausgewogenes Zueinander von Solidarität,
Subsidiarität und Eigenverantwortung gekennzeichnet
ist. Sie reflektieren somit zunehmend kritischer die
ordnungspolitische Realität in diesem Lande. Auf reine
Verteilungsfragen fixierte Erklärungen sind zumindest
kirchenoffiziellerseits seltener geworden. 

Im Gemeinsamen Wirtschafts- und Sozialwort der
Kirchen gibt es Ausführungen ordnungspolitischer Art,
die sich über Strecken wie ein diesbezügliches
Lehrbuch lesen � so zum Beispiel die Ausführungen
über die Ordnungsstrukturen der sozialen Marktwirt-
schaft oder die nüchtern und zutreffend dargestellten
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Ursachen und Wirkungen der Globalisierung. Mit Blick
auf die soziale Marktwirtschaft liest man dort, daß es
die Aufgabe der sozialen Sicherungssysteme ist, �jede
Person ... gegenüber den elementaren Lebensrisiken
(Krankheit, Invalidität, Alter) abzusichern und ein men-
schenwürdiges Dasein zu gewährleisten, nicht jedoch,
alle persönlichen Nachteile und Wechselfälle des
Lebens materiell auszugleichen� (GW Nr. 177). In
einer Denkschrift der EKD über Soziale Sicherung im
Industriezeitalter (1973) wird das Zueinander von
Leistungs- (Äquivalenz-), Bedarfs-, Verteilungs-, und
auch Beteiligungsüberlegungen prägnant dargestellt:
�Die Gerechtigkeit verlangt, daß der eigene Beitrag,
den jeder für die Gesamtheit leistet, das Maß dafür
abgibt, was er an Entgelt erhält ... Darum entspricht
eine an den erbrachten Leistungen sich orientierende
Gesellschaft trotz all ihrer Mängel und Auswüchse
mehr den Vorstellungen einer gerechten Gesellschaft
als frühere Ordnungen ... Dabei muß vorausgesetzt
werden, daß jeder die gleichen Chancen zur Entwick-
lung seiner Gaben und seiner Leistungsfähigkeit erhält
und daß diejenigen, die keine Leistung für die Gesell-
schaft erbringen können, von der Gesellschaft ange-
messen unterstützt ... werden� (Nr. 10). 

Vor dem Hintergrund dieser ordnungspolitisch ein-
wandfreien Grundüberlegungen wird auch die Kritik an
der ordnungspolitischen Realität unumgänglich: In
Centesimus Annus (Nr. 48) findet sich ein bemerkens-
werter Absatz über die �umfangreiche Ausweitung�
verbunden mit �Auswüchsen und Mißbräuchen� staat-
licher sozialpolitischer Interventionen, die einen
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�neuen Typ von Staat�, den �Wohlfahrtsstaat� oder gar
�Fürsorgestaat� entstehen ließen. Dabei rührten
�Mängel im Wohlfahrtsstaat ... von einem unzutreffen-
den Verständnis der Aufgaben des Staates her�. Unter
Bezug auf das Subsidiaritätsprinzip müsse gelten:
�Eine übergeordnete Gesellschaft darf nicht in das
innere Leben einer untergeordneten Gesellschaft
dadurch eingreifen, daß sie sie ihrer Kompetenzen
beraubt. Sie soll im Notfall unterstützen und ihr dazu
helfen, ihr eigenes Handeln mit dem der anderen
gesellschaftlichen Kräfte im Hinblick auf das Gemein-
wohl abzustimmen. Der Wohlfahrtstaat, der direkt ein-
greift und die Gesellschaft ihrer Verantwortung
beraubt, löst den Verlust an menschlicher Energie und
das Aufblähen der Staatsapparate aus, die mehr von
bürokratischer Logik als von dem Bemühen beherrscht
werden, den Empfängern zu dienen; Hand in Hand
damit geht eine ungeheure Ausgabensteigung. Wie es
scheint, kennt tatsächlich derjenige nur die Not besser
und vermag die anstehenden Bedürfnisse besser zu
befriedigen, der ihr am nächsten ist und sich zum
Nächsten des Notleidenden macht.� Aus ordnungspo-
litischer Sicht ist dem nichts hinzuzufügen.

3.7 Exkurs: Die Soziallehre und eine 
marktwirtschaftlich organisierte
Weltwirtschaftsordnung

Die katholische Soziallehre hat sich � dem Verständnis
der katholischen Kirche als Weltkirche folgend � intensiv
mit der Problematik der Unterentwicklung beschäftigt.
Sie sieht heute � im Gegensatz zu früheren Aussagen �
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keine grundsätzlichen Schwierigkeiten, eine Weltwirt-
schaftsordnung zu akzeptieren, die den Funktionsprin-
zipien einer marktwirtschaftlichen Ordnungskonzeption
folgt (Meyer 1999). Sie bietet keine technischen
Lösungen für die Probleme der Weltwirtschaft, enthält
aber eine Reihe von Normen, Wertvorstellungen und
Leitlinien für die Weltwirtschaftsordnung mit dem Ziel,
die Freiheit des Welthandels mit der sozialen
Gerechtigkeit zu vereinen. Beispielhaft hierfür ist die
Gemeinsame Erklärung beider Kirchen Internationale
Verschuldung � eine ethische Herausforderung (1998).

Die katholische Soziallehre (vor allem die Konzilskon-
stitution Gaudium et Spes sowie die Enzykliken
Centesimus annus und Sollicitudo rei socialis) plädiert
für die Integration aller Länder in die internationale
Arbeitsteilung und für Abkommen, die ebenso die
Freiheit des Wettbewerbs wie die Entfaltungschancen
besonders schwacher Volkswirtschaften schützen.
Diese Standpunktbestimmung steht einerseits im deut-
lichen Gegensatz zu der Dependenztheorie: eine Ab-
kopplung vom Weltmarkt ist nicht (mehr) die Lösung
des Entwicklungsproblems. Andererseits betont die
katholische Soziallehre auch die großen Funktions-
probleme des Weltmarktes: die Ausgrenzung vieler
Anbieter aus Entwicklungsländern vom Weltmarkt
durch Protektionismus der Industrieländer, durch
schlechte Ausgangsbedingungen, den Einfluß trans-
nationaler Unternehmen, aber auch durch selbstver-
schuldete Isolation vom Weltmarkt durch Import- und
Exportbeschränkungen.
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Ganz deutlich wird dies in der Enzyklika Centesimus
Annus (Nr. 33). Sie lehnt die Abkopplung der Entwick-
lungsländer vom Weltmarkt ab: �Noch vor wenigen
Jahren wurde behauptet, die Entwicklung würde von
der Isolierung der ärmsten Länder vom Weltmarkt und
davon abhängen, daß sie nur auf ihre eigenen Kräfte
vertrauen. Die jüngste Erfahrung aber hat bewiesen,
daß die Länder, die sich ausgeschlossen haben, Stag-
nation und Rückgang erlitten haben; eine positive Ent-
wicklung hingegen haben jene Länder durchgemacht,
denen es gelungen ist, in das allgemeine Gefüge der
internationalen Wirtschaftsbeziehungen einzutreten.
Das größte Problem scheint also darin zu bestehen,
einen gerechten Zugang zum internationalen Markt zu
erhalten, der nicht auf dem einseitigen Prinzip der
Ausbeutung der natürlichen Ressourcen, sondern auf
der Erschließung menschlicher Ressourcen beruht.�

Das Instrument einer offenen Weltwirtschaft, in der für
alle Beteiligten die Partizipationsbedingungen gleich
sind � wo also keine Privilegien und Wettbewerbs-
beschränkungen den Leistungswettbewerb einschrän-
ken �, wird demnach auch von der katholischen
Soziallehre grundsätzlich als eine effiziente Lösung
der Knappheitsproblematik gesehen. Problematisch ist
jedoch, daß die grundsätzliche Bejahung einer offenen
Weltwirtschaft aus dem Scheitern der Strategie der
Abkopplung von der Weltwirtschaft abgeleitet wird. 
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4 Die Empfehlungen der kirchlichen
Soziallehre angesichts der 
aktuellen wirtschaftspolitischen
Herausforderungen

Eine zentrale � und bislang wohl nur unvollständig an-
genommene � Herausforderung der christlichen
Sozialethik besteht in der Tatsache, daß ihre Prinzi-
pien zumeist dann mit Blick auf ganz konkrete Pro-
blemlagen wirkungslos bleiben, wenn sie nicht ord-
nungs- und prozeßpolitisch anschlußfähig gemacht
beziehungsweise �übersetzt� werden. Was bedeutet
�Gerechtigkeit� oder �Solidarität� vor dem Hintergrund
von ordnungspolitischen und sozialethischen Zielkon-
flikten zum Beispiel in der Alterssicherung oder auf
dem Arbeitsmarkt, wenn implizite Niedriglohnschwel-
len / Mindestpreisfixierungen (Ziel: Verteilungsgerech-
tigkeit) den Zugang von Geringqualifzierten zum
Arbeitsmarkt (Ziel: Beteiligungsgerechtigkeit) erschwe-
ren oder verhindern? Hierauf versuchen die im folgen-
den besprochenen aktuellen Stellungnahmen der
Kirchen Antwort zu geben. 

4.1 Das Gemeinsame Wirtschafts- 
und Sozialwort

Bezieht man die zitierten kritischen wohlfahrtsstaatli-
chen Überlegungen aus Centesimus Annus Nr. 48 mit
einiger Plausibilität auf die Bundesrepublik, so liest
man im Gemeinsamen Wirtschafts- und Sozialwort mit
einigem Erstaunen die Feststellung, daß nicht �der
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Sozialstaat und die sozialstaatlichen Leistungen ...
Ursache für die anhaltend hohe Arbeitslosigkeit� seien
(GW Nr. 190), sondern daß ein umgekehrter Zusam-
menhang bestehe. Die Gefahr sei groß, �daß die
Wettbewerbsfähigkeit auf Kosten der sozialen Siche-
rung gestärkt� werde (GW Nr. 9). Obwohl �Besitz-
standswahrung und Sozialkonservatismus� eine klare
Absage erteilt wird (GW Nr. 10), werden tiefgreifende
Reformen bei der sozialen Sicherung nicht konsequent
genug angemahnt: �In der sozialen Sicherung spricht
nichts für einen Systemwechsel, Reformen aber sind
unerläßlich� (GW Nr. 14). Die Kirchen schreiben von
der Verpflichtung, die Rechte der kommenden Gene-
rationen zu achten, machen aber nicht genug deutlich,
daß der interessengeleitete Sozialstaat � nicht nur in
der Rentenversicherung oder auf dem Arbeitsmarkt �
die Interessen der �Outs� systematisch verletzt. Mit
Blick auf den Arbeitsmarkt wird darauf hingewiesen,
daß die Schaffung wettbewerbsfähiger Arbeitsplätze
zwar Priorität habe. Allerdings könne das Be-
schäftigungsvolumen durch �wirtschaftliches Wachs-
tum allein� nicht auf absehbare Zeit eine hinreichende
Zahl an Arbeitsplätzen schaffen, so daß die �Teilung
von Erwerbsarbeit� unumgänglich sei. Hier wird das
Beschäftigungsvolumen offenbar doch als ein stati-
scher �Kuchen� verstanden, den es nur möglichst
gerecht aufzuteilen gelte. 

Daß dies den empirischen Erkenntnissen widerspricht,
wonach einer Anzahl von hochentwickelten Ländern
eine nachhaltige Ausweitung des Beschäftigungs-
volumens (durch Strukturwandel und eine nachhaltige
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Verbesserung der Investitionsbedingungen) sogar bei
steigenden Arbeitszeiten gelungen ist, ist evident.
Andererseits wird � völlig zu Recht � die besondere
Bedeutung von technischen und wirtschaftlichen Inno-
vationen herausgestellt, die Bedeutung des Struktur-
wandels betont und eine umfassende Reform der
Steuer- und Abgabensysteme mit dem Ziel, die
Steuer- und Abgabenbelastung zu vermindern und
zugleich das Steuer- und Abgabensystem insgesamt
arbeitsplatzfördernder und sozial gerechter zu gestal-
ten (GW Nr. 170), gefordert. Weiterhin tritt das
Gemeinsame Wirtschafts- und Sozialwort für Lohn-
und Gehaltszuwächse ein, die sich am Produktivitäts-
fortschritt orientieren und die Lohnstückkosten nicht
erhöhen. Eine derartige wirtschaftspolitische Deutlich-
keit hat man bei den Kirchen lange vermißt; allerdings
wird bei dieser Forderung der Unterschied zwischen
produktivitätsorientierter und beschäftigungsorientier-
ter Lohnpolitik nicht berücksichtigt: Ist die Arbeitslosig-
keit hoch und soll mehr Beschäftigung geschaffen
werden, müssen die Lohnzuwächse hinter dem
Produktivitätszuwachs zurückbleiben.

Angesichts des dreijährigen Entstehungsprozesses
(�Konsultationsprozeß�), in dem über 2.500 Einsen-
dungen und Meinungsäußerungen aus Politik, Wirt-
schaft und Gesellschaft berücksichtigt und eingearbei-
tet wurden, bemüht sich das Gemeinsame Wirtschafts-
und Sozialwort sehr um Ausgewogenheit. Allerdings
bleibt es in Teilen auf der prozeßpolitischen Ebene
inkonsistent und so hinter den zumeist klaren ord-
nungspolitischen Vorstellungen zurück. 
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Zusammenfassend ist festzustellen, daß das Gemein-
same Wirtschafts- und Sozialwort bei aller ordnungs-
politischen Klarheit vor allem in zweifacher Hinsicht
Schwächen zeigt: 

1. Die soziale Marktwirtschaft hat sich in den letzten
Jahrzehnten in Richtung �mehr staatliche Subordina-
tion� bewegt. Auf die damit einhergehenden Probleme
wie hohe Regulierungsdichte, hohe Staats- und Sozial-
quote, Eingriffe in die Funktionsfähigkeit von Märkten
mit dem damit einhergehenden Problem der Ausgren-
zung, die enormen intergenerativen Probleme in den so-
zialen Versicherungssystemen, die partielle Entmün-
digung des einzelnen zugunsten paternalistischer wohl-
fahrtsstaatlicher Überlegungen usw. ist vielfach hin-
gewiesen worden. Vor diesem Hintergrund sind tiefgrei-
fende Reformen notwendig. Das Gemeinsame Wirt-
schafts- und Sozialwort gerät hier in Gefahr, als zu
strukturkonservativ verstanden zu werden, weil es auf
ordnungspolitischer Ebene diese Herausforderung zwar
erkennt, sie auf prozeßpolitischer Ebene im Kapitel über
die �Ziele und Wege� aber nicht konsequent umsetzt.

2. Es ist immer wieder bemängelt worden, daß das
Gemeinsame Wirtschafts- und Sozialwort in diesem
Kapitel über �Ziele und Wege� zwar prozeßpolitische
Vorschläge unterbreitet, diese aber merkwürdig unver-
bunden bleiben mit dem zentralen ethischen Kapitel 3.
Die Kirchen � so wurde angemahnt � müßten schon
deutlicher sagen, was sie konkret unter einer �Zukunft
in Solidarität und Gerechtigkeit� (warum eigentlich
nicht: eine �Zukunft in Solidarität und Eigenverantwor-
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tung�?) mit Blick auf konkrete Problemlagen verstän-
den. Die Kirchen sollen zwar nicht Prozeßpolitik betrei-
ben, aber zumindest andeuten, was Solidarität, Subsi-
diarität und Gerechtigkeit zum Beispiel mit Blick auf die
Situation auf dem Arbeitsmarkt oder auf die nicht
zukunftsfähige Alterssicherung denn bedeuten � wie
sie gewissermaßen zu buchstabieren und zu überset-
zen seien. Das �prozeßpolitische� Kapitel 5 (�Ziele und
Wege�) genügt diesem Anspruch nicht, da es ein nicht
durchgehend konsistentes prozeßpolitisches Instru-
mentarium vorschlägt und aus den übergeordneten
Zielen und Werten nicht stringent genug abgeleitet ist.
Von kirchlicher Seite wurde in Diskussionen dann auch
vorsichtig angeführt, daß das Kapitel 5 nur zeigen soll-
te, �daß es mögliche Lösungswege gibt�.

4.2 Memorandum 
Mehr Beteiligungsgerechtigkeit 

Diese kritischen Anfragen bilden den Hintergrund für
die Entstehung des Memorandums Mehr Beteiligungs-
gerechtigkeit (1998) auf katholischer Seite, welches
von einer durch die Kommission für gesellschaftliche
und soziale Fragen der Deutschen Bischofskonferenz
(VI) berufenen Expertengruppe verantwortet wurde. In
diesem Memorandum werden zwar Verteilungs- und
Beteiligungsgerechtigkeit nicht als Gerechtigkeitsalter-
nativen gegeneinander gesetzt. Allerdings ist das Be-
mühen, von einseitigen Solidaritätsüberlegungen ab-
zurücken und das unauflösbare Zueinander von Soli-
darität, Subsidiarität und Eigenverantwortung zu beto-
nen, unverkennbar. 
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Der Begriff der Beteiligungsgerechtigkeit �bringt die not-
wendige Wechselbeziehung zwischen der Verantwor-
tung der einzelnen, gesellschaftliche Prozesse aktiv mit-
zugestalten, und der Verantwortung des Gemeinwe-
sens, solche Teilnahme in Freiheit zu ermöglichen, zur
Geltung�. �Von jedem wird gefordert, im Rahmen seiner
Möglichkeiten Eigenverantwortung zu übernehmen �
nur dann ist Solidarität, im Wortsinn �die Haftung für das
Ganze�, mit anderen möglich.� Der Ruf nach Eigenver-
antwortung dürfe somit nicht als bloßer Individualismus
mißverstanden und abgetan werden, sondern: �Eigen-
verantwortung und Solidarität bedingen einander.�

Ausgangspunkt der Überlegungen ist die real existie-
rende soziale Marktwirtschaft, der große Anpassungs-
probleme attestiert werden. Diese Anpassungsproble-
me bestehen vor allem in fehlenden Teilhabechancen
vieler Menschen auf den Arbeitsmärkten, aber auch in
der Bildung und Qualifikation, der Vermögensbildung
und den mangelnden Teilhabechancen der nachfol-
genden Generationen. Es komme darauf an, �allen � je
nach ihren Fähigkeiten und Möglichkeiten � Chancen
auf Teilhabe und Lebensperspektive zu geben, statt
sich damit zu begnügen, Menschen ohne echte
Teilhabe lediglich finanziell abzusichern�. 

Vor dem Hintergrund der Zuspitzung des Begriffs
�soziale Gerechtigkeit� auf die derzeit besonders not-
wendige Beteiligungsgerechtigkeit werden �Neun
Gebote für die Wirtschafts- und Sozialpolitik� formu-
liert, die von einem Verständnis von Marktwirtschaft
ausgehen, das sich sehr an den Vorstellungen der
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Gründerväter der sozialen Marktwirtschaft orientiert.
Nach dem ersten programmatischen Gebot �Eigenver-
antwortung und Verantwortung für andere fördern�, auf
das eingangs hingewiesen wurde, wird mit dem zwei-
ten Gebot die Beschränkung des Staates auf wohl
definierte Aufgaben gefordert: �In der strikten Zurück-
weisung darüber hinausgehender Ansprüche sozialer
Vollversorgung und in der Rückgewinnung seiner
Unabhängigkeit gegenüber Interessengruppen liegt
der Schlüssel zu einem leistungsfähigen Staat.
Leistungsfähiger Staat heißt hier, daß er fähig ist,
Kernaufgaben zu erfüllen.� Die Balance zwischen Soli-
darität und Subsidiarität ist hier hergestellt: Durch die
�Konzentration auf wohl definierte Aufgaben und die
damit verbundene Rückführung der Steuer- und
Abgabenlast schafft der Staat Freiräume für Eigenini-
tiative und Eigenverantwortung... Dort, wo einzelne
überfordert sind und der solidarischen Hilfe bedürfen,
müssen Staat und Gesellschaft nach dem Subsidiari-
tätsgrundsatz wirksam helfen�. 

In den weiteren Geboten geht es um den Unterneh-
mergeist, der zu mobilisieren sei, um Bildung und Qua-
lifikation als Teil des Generationenvertrages (Gebot 4)
und arbeitsmarktpolitische Überlegungen im Gebot 5
�Beschäftigung ausweiten, Arbeitslose integrieren.� In
dieser Orientierung wird auf eine Beschleunigung des
Strukturwandels hin zu einer Wissens- und Dienst-
leistungsgesellschaft gesetzt sowie ausgeführt, daß
Entscheidungen von Staat und Tarifvertragsparteien im
�Konfliktfall für die Ausweitung von Beschäftigung und
die Integration der Arbeitslosen erfolgen� sollten. 
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Im Gebot 6 geht es um neue Wege der sozialen
Sicherung (�große� und �kleine� Risiken) und im Gebot
7 um die aus der Perspektive christlicher Sozialethik
fast klassische, aber heute hochaktuelle Forderung der
breiten Vermögensbildung mit dem Ziel einer �Miteigen-
tümergesellschaft.� Die Beteiligungschancen der nach-
folgenden Generationen werden mit Blick auf die
Familienpolitik, die Investitionen in Bildung und Quali-
fikation, den Schutz der Umwelt, aber auch mit Blick auf
den Zustand der öffentlichen Haushalte angemahnt
(Gebot 8). Im Gebot 9 geht es um eine Ausweitung der
Beteiligungsgerechtigkeit auf die globale Dimension
und eine deutliche Absage an Protektionismus und
Erhaltungssubventionismus in den reichen Staaten.

Der Schlußsatz des Memorandums erscheint ord-
nungspolitisch hoch aktuell: �Soziale Marktwirtschaft ist
historisch und weltweit eines der erfolgreichsten Model-
le, Gerechtigkeit und Effizienz zusammenzubringen.
Der Erfolg dieser Vermittlung liegt allerdings auch darin
begründet, daß die Formen von Gerechtigkeit und
Effizienz stets als dynamisch zu erneuernde und je-
weils neu zu komponierende gedacht werden. In dieser
Grundauffassung sehen wir den mentalen Schlüssel zu
ordnungspolitischen Reformen. Wir lassen uns dabei
leiten von einem Menschenverständnis, in dem Freiheit
und soziale Verpflichtung, persönliche Verantwortung
und Solidarität untrennbar zusammengehören.�

Der Hinweis auf den �mentalen Schlüssel zu ord-
nungspolitischen Reformen� spiegelt die Bedeutung
der Verdeutlichung außerökonomischer Vorausset-
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zungen und Implikationen des ökonomischen und so-
mit auch ordnungspolitischen Handelns wider � ein
zentrales Anliegen der Kirchen. 

Die Balance zwischen Effizienz und Gerechtigkeit ist
konstitutiv für die soziale Marktwirtschaft und ist im
Memorandum konsequent durchgehalten. Eine Einord-
nung in einen bipolaren Ansatz (Eucken) ist aufgrund
seiner Engführung zwischen den zwei Polen marktwirt-
schaftliche Koordination und staatliche Subordination
schwierig. So sagt der katholische Expertenkreis Ja zu
einem starken Staat � wenn er sich auf seine Kernauf-
gaben beschränkt. Das Memorandum sagt Ja zu mehr
Eigenverantwortung � wenn sie als notwendiger
Bestandteil der Ermöglichung von Solidarität gesehen
wird: Soziale Gerechtigkeit bedeute, daß Menschen
verpflichtet sind, sich aktiv und produktiv am Leben der
Gesellschaft zu beteiligen und daß es der Gesellschaft
obliege, ihnen die Möglichkeit einer solchen Beteiligung
zu schaffen. Im Memorandum wird mehr Gerechtigkeit
gefordert � der Maßstab dieser Gerechtigkeit wird
benannt: Alles Handeln und Entscheiden in Gesell-
schaft, Politik und Wirtschaft muß an der Frage gemes-
sen werden, inwieweit es auch die Nichtbeteiligten
betrifft, ihnen nützt, sie zu eigenverantwortlichem
Handeln befähigt und ihnen gesellschaftliche Beteili-
gung ermöglicht. Es wird mehr Beteiligungsge-
rechtigkeit gefordert � allerdings findet diese Beteili-
gungsgerechtigkeit ihre Grenzen dort, wo sie zu Lasten
der nächsten Generationen geht: Beteiligungschancen
der nächsten Generationen müssen integraler
Bestandteil der Politik vor allem in den Fragen von
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Familie, Altersvorsorge, Bildung und Qualifikation,
öffentlichen Haushalten, Forschung und Entwicklung
und vom Umgang mit natürlichen Ressourcen sein. 

Daß dies Auswirkungen in der Familienpolitik, bei der
Haushaltskonsolidierung oder auch bei der Gestaltung
der sozialen Sicherungssysteme hat, wird nicht ver-
schwiegen. Strukturwandel, mehr Innovationsbereit-
schaft sowie eine deutliche Absage an Strukturkon-
servatismus werden gefordert  � gleichzeitig aber auch
eine konsequente Familienpolitik sowie die Beteiligung
breiter Kreise der Bevölkerung am Produktivvermö-
gen, so daß die durch Strukturwandel und Produk-
tivitätswachstum geschaffene Wertschöpfung mög-
lichst vielen zugute kommt. Auf der einen Seite wird
mehr Markt, Wettbewerb und Innovation gefordert �
auf der anderen Seite wird der Staat an seine
Kernaufgaben erinnert. Dieses differenzierte Zuein-
ander in der Arbeitsteilung zwischen Markt, Staat,
Individuum und Gesellschaft ist ein ordnungspolitisch
weiterführender Ansatz.

4.3 Gemeinsames Wort der Kirchen
zur Reform der Alterssicherung

Ein weiteres ökumenisch erarbeitetes Wort der Kirchen
mit sozialethischer Ausrichtung hat sich mit der Reform
der Alterssicherung befaßt (Juni 2000) und fordert
�Generationengerechtigkeit in der Alterssicherung�.
Diese Erklärung ist im Ton � verglichen mit dem Memo-
randum � erheblich vorsichtiger und � wie das Gemein-
same Wirtschafts- und Sozialwort � erkennbar mit dem
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Ziel verfaßt, möglichst keinem weh zu tun. Dies scheint
immer der Preis dafür zu sein, wenn sich beide Kirchen
offiziell in einem �Gemeinsamen Wort� äußern. 

Dennoch läßt sich einiges vom ordnungspolitisch muti-
gen Impuls des Memorandums hier wiederfinden: zum
Beispiel der deutliche Hinweis darauf, daß die Logik
des Drei-Generationen-Vertrags zur Folge haben
müsse, daß die Generation, die durch ihr generatives
Verhalten die umlagefinanzierte Rentenversicherung
in die derzeitigen Schwierigkeiten gebracht hat, die
damit verbundene Belastung zumindest mittrage. Eine
Enttabuisierung des Renteneintrittsalters wird gefor-
dert oder auch die Berücksichtigung anreizökonomi-
scher Dimensionen bei der Forderung nach einer
Mindestsicherung. Auf der anderen Seite mangelt es
dem Papier an der richtigen Balance zwischen den
sehr differenziert ausgeführten Reformüberlegungen
zum System einer obligatorischen gesetzlichen Alters-
sicherung und den Überlegungen zur privaten betrieb-
lichen Vorsorge, die � vielleicht nicht zufällig � erst
ganz am Ende der Erklärung auftauchen. 

Nach dem Memorandum hätte man sich in dieser
Erklärung mehr Mut zur Eigenverantwortung und dar-
aus resultierend eine noch deutlichere solidarische
Familienkomponente gewünscht. Ordnungspolitisch
steht auch diese Erklärung auf festem Fundament.
Über konkrete Vorschläge auf der Ebene der Prozeß-
politik läßt sich bekanntlich streiten. Prozeßpolitische
Inkonsistenzen lassen sich zumindest nicht erkennen.
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5 Fazit

Die kirchliche Sozialethik hat � in unterschiedlichen
Ausprägungen � über Jahrzehnte nach einem Weg
zwischen Sozialismus und Kapitalismus gesucht und
großen Wert auf die Äquidistanz zwischen beiden ord-
nungspolitischen Polen gelegt. Lange Zeit ging es �
vor dem Hintergrund der jeweiligen historischen Situa-
tion auch verständlich � nahezu ausschließlich um die
�gerechte� Verteilung von Einkommen und Vermögen
und die Würde des arbeitenden Menschen im Produk-
tionsprozeß. Viele ältere Enzykliken und evangelische
Schriften zeichnen sich teilweise durch sozialromanti-
sierende Abschnitte aus. Sie reflektieren damit auch
immer zu einem guten Teil die historischen Erfahrun-
gen in dem jeweiligen Zeitabschnitt � zum Beispiel die
immer wieder thematisierte zunehmende Ungleichheit
auf globaler Ebene. Die Fixierung auf einen ordnungs-
politisch nicht faßbaren �dritten Weg� ist notwendiger-
weise verbunden mit Inkonsistenzen auf ordnungspoli-
tischer Ebene. Eine erste Wende hat das Zweite
Vatikanum mit dem �betonten Ja ... zur dynamischen
Wirtschaft und zur unternehmerischen Initiative�
(Höffner 1997, 246) gebracht: Um die wachsende
Menschenzahl zu versorgen, sind zu fördern: �techni-
scher Fortschritt, Aufgeschlossenheit für das Neue, die
Bereitschaft, neue Unternehmen ins Leben zu rufen
und bestehende zu erweitern, die Entwicklung geeig-
neter Produktionsverfahren, das ernsthafte Bemühen
aller irgendwie am Produktionsprozeß Beteiligten,
überhaupt alles, was zu diesem Fortschritt beiträgt�
(GS Nr. 64). Der systematischen Unterbewertung öko-
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nomischer Gesetzmäßigkeiten wird hier erstmals deut-
lich entgegengewirkt (�Autonomie der Sachbereiche�). 

Von einer Äquidistanz zu den beiden realtypischen
Ordnungskonzeptionen Marktwirtschaft und Zentral-
verwaltungswirtschaft ist in Centesimus Annus (1991)
mit der Befürwortung marktwirtschaftlicher Koordina-
tion endgültig keine Rede mehr: Die Soziallehre aner-
kennt die �positive Bedeutung des Marktes und des
Unternehmens�, beide müssen aber �unbedingt auf
das Gemeinwohl ausgerichtet sein� (CA Nr. 43). Die
EKD hat sich in Gemeinwohl und Eigennutz sehr deut-
lich und ausdrücklich zur Ordnungskonzeption �soziale
Marktwirtschaft� bekannt. Vor allem dieser Denkschrift
ist dann aber auch eine theologische Ideologisierung
der sozialen Marktwirtschaft vorgeworfen worden. Das
Gemeinsame Wirtschafts- und Sozialwort bekennt sich
in bemerkenswerter ordnungspolitischer Klarheit zur
sozialen Marktwirtschaft, ohne deren Reformnot-
wendigkeiten in vollem Ausmaß zu benennen. Das
Memorandum Mehr Beteiligungsgerechtigkeit schlägt
� begrenzt auf das Problem der Erwerbsarbeits-
losigkeit � eine konsistente Brücke zwischen sozial-
ethischen und ordnungspolitischen Grundlagen sowie
prozeßpolitischen Überlegungen.

Die christliche Gesellschaftslehre hat einen anderen
Ansatz und ein anderes Ziel als eine wirtschaftsord-
nungspolitische Konzeption. Während es der Sozial-
lehre um die Achtung religiöser und ethischer Grund-
sätze im Leben des Menschen in seinen sozialen und
strukturellen Lebensbezügen und um Anforderungen
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geht, die Religion und Ethik an eine Wirtschafts-
ordnung und die Wirtschaftssubjekte stellen, zielt eine
ordnungspolitische Konzeption unter Berücksichtigung
übergeordneter Ziel- und Wertevorstellungen auf allge-
mein gültige wirtschaftspolitische Rahmenbedingun-
gen, die der Gestaltung des Wirtschaftsprozesses und
so letztendlich der Überwindung existierender Knapp-
heiten dient. Von den sich entwickelnden Aussagen
der christlichen Gesellschaftslehre her kann allerdings
festgestellt werden, daß sie die Ordnungskonzeption
�soziale Marktwirtschaft� nahe legt beziehungsweise
daß letztere unter den denkbaren und existierenden
Konzeptionen diejenige ist, die kirchlichen Vorstellun-
gen am nächsten kommt. Vor allem aus den jüngeren
Veröffentlichungen der Kirchen erfolgt eine ausdrückli-
che Bestätigung ihrer Funktionsprinzipien. 

Versucht man zusammenfassend die Entwicklungs-
tendenzen der kirchlichen Sozialethik und die Ord-
nungskonzeption �soziale Marktwirtschaft� in ihrer rea-
len Ausgestaltung in das bipolare Ordnungsschema
Euckens einzuordnen, so ist folgendes festzuhalten:
Die Ordnungskonzeption �soziale Marktwirtschaft� hat
sich in den letzten Jahrzehnten sukzessive in Richtung
�mehr staatliche Subordination� bewegt. Eine Einord-
nung der christlichen Soziallehre in dieses Schema ist
eigentlich nicht möglich, da neben der traditionellen
Skepsis gegenüber den Elementen Markt und Wettbe-
werb beispielsweise der Begriff der individuellen
Freiheit stark hervorgehoben wird. 
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Die Suche nach einem eigenen Weg verbunden mit
dem Begriff der Äquidistanz legt am ehesten eine
Einordnung an der Systemtransformationsschwelle
nahe. In jedem Falle hat es sehr deutlich nach
Gaudium et spes und vor allem Centesimus Annus
und ebenso auf evangelischer Seite mit der Aner-
kennung der konstitutiven und regulierenden Prinzi-
pien der sozialen Marktwirtschaft eine Entwicklung in
Richtung marktmäßige Koordination gegeben. Dies
wird � sogar im Vergleich zwischen Gemeinsamem
Wirtschafts- und Sozialwort 1997 und dem Memo-
randum 1998 � deutlich in veränderten Vorstellungen
mit Blick auf die Arbeitsteilung zwischen Staat und
Markt, dem Zueinander von Solidarität, Subsidiarität
und Eigenverantwortung sowie vor allem in veränder-
ten Definitionsschwerpunkten des Kernbegriffs �sozia-
le Gerechtigkeit�. Ansatzpunkt der Sozialverkündigung
der Kirchen bleibt jedoch � nach Centesimus Annus
vielleicht sogar deutlicher und unter Berücksichtigung
der ökonomischen Gesetzmäßigkeiten � die Option für
die Armen, Benachteiligten und Ausgegrenzten. 
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Anmerkungen

1 Vgl. Lehmann (1999). 

2 Ob es hierbei um Grundbedürfnisse geht oder allgemeiner um
Bedürfnisse und wer den Bedarf festlegt, ist eine in der politi-
schen Ökonomie höchst bedeutsame Frage. 

3 Dieses einfache bipolare Ordnungsschema ist immer wieder
weiterentwickelt, differenziert und vor allem um andere, wirt-
schaftssoziologische, kultursoziologische und institutionen-
ökonomische Dimensionen erweitert worden. Zu einer ersten
groben Positionierung ist es aber noch immer gut anwendbar.
Zu diesem Schema siehe ausführlich Walter Eucken (1990)
und als Weiterführung zum Beispiel Michel Albert (1992).

4 Real existierende wirtschaftspolitische Konzeptionen lassen
sich demgemäß in einem ersten Schritt nach ihrer jeweiligen
Gewichtung von Freiheit und Gleichheit gut unterscheiden. 

Katholische Verlautbarungen
("Sozial-")Enzykliken:

Rerum novarum, 1891

Quadragesimo anno, 1931 = QA

Mater et magistra, 1961 = MM

Pacem in Terris, 1963

Populorum progressio, 1967 = PP

Laborem exercens, 1981

Sollicitudo rei socialis, 1987

Centesimus Annus, 1991 = CA

Pastoralkonstitution:

Gaudium et spes, 1965 = GS
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